
  

  
 
 
 
 
 
 
 
Stadt Halle (Saale)         15.11.2022 
 
 
 

A u s z u g  
aus der Niederschrift der öffentlichen/nicht öffentlichen Sitzung des 
Ausschusses für Planungsangelegenheiten vom 08.11.2022: 
 
zu 4.1 Haushaltskonsolidierungskonzept ab dem Haushaltsjahr 2023 und 

Haushaltssatzung, Haushaltsplanung für das Haushaltsjahr 2023 
sowie den Beteiligungsbericht 2021 
Vorlage: VII/2022/04604 

__________________________________________________________________________ 
 
Abstimmungsergebnis:  mehrheitlich abgelehnt 
 
Beschlussvorschlag: 
 
1. Der Stadtrat beschließt das Haushaltskonsolidierungskonzept 2023. Der 

Oberbürgermeister wird mit der Umsetzung des Konzeptes beauftragt. Finanzielle 
Auswirkungen des Haushaltskonsolidierungskonzeptes sind in den Haushalt 2023 und in 
die Finanzplanung der Folgejahre einzustellen. 
 

2. Der Stadtrat beschließt die Haushaltssatzung 2023 mit dem Haushaltsplan 2023. 
 

3. Der Stadtrat nimmt den Beteiligungsbericht 2021 zur Kenntnis. 
 
 
 
F.d.R. 
____________________________ 
Christin Blaßfeld 
Stellvertretende Protokollführerin 



  

  
 
 
 
 
 
 
 
Stadt Halle (Saale)         15.11.2022 
 
 
 

A u s z u g  
aus der Niederschrift der öffentlichen/nicht öffentlichen Sitzung des 
Ausschusses für Planungsangelegenheiten vom 08.11.2022: 
 
zu 4.2 Bebauungsplan Nr. 32.5 Heide-Süd, 2. Änderung - 

Abwägungsbeschluss 
Vorlage: VII/2022/04238 

__________________________________________________________________________ 
 
Abstimmungsergebnis:  einstimmig zugestimmt 
 
Beschlussempfehlung: 
 
1. Den in der Anlage zu diesem Beschluss enthaltenen Entscheidungsvorschlägen der 

Verwaltung über die Behandlung der eingegangenen Stellungnahmen zum 
Bebauungsplan Nr. 32.5 „Heide-Süd, 2. Änderung“ wird zugestimmt. 
 

2. Die Verwaltung wird beauftragt, in diesem Sinne der Öffentlichkeit zu antworten und das 
Ergebnis mitzuteilen. 

 
 
 
F.d.R. 
____________________________ 
Christin Blaßfeld 
Stellvertretende Protokollführerin 



  

  
 
 
 
 
 
 
 
Stadt Halle (Saale)         15.11.2022 
 
 
 

A u s z u g  
aus der Niederschrift der öffentlichen/nicht öffentlichen Sitzung des 
Ausschusses für Planungsangelegenheiten vom 08.11.2022: 
 
zu 4.3 Bebauungsplan Nr. 179 Kröllwitz, Wohnbebauung Sandbirkenweg, - 

Beschluss zur öffentlichen Auslegung 
Vorlage: VII/2022/04146 

__________________________________________________________________________ 
 
Abstimmungsergebnis:  einstimmig zugestimmt 
 
Beschlussempfehlung: 
 
1. Der Stadtrat bestätigt den Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 179 „Kröllwitz, 

Wohnbebauung Sandbirkenweg“ in der Fassung vom 10.08.2022 mit dem erweiterten 
Geltungsbereich sowie die Begründung zum Entwurf in gleicher Fassung. 

 
2. Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 179 „Kröllwitz, Wohnbebauung Sandbirkenweg“ in 

der Fassung vom 10.08.2022 sowie die Begründung zum Entwurf in gleicher Fassung, 
sind öffentlich auszulegen. 

 
 
 
F.d.R. 
____________________________ 
Christin Blaßfeld 
Stellvertretende Protokollführerin 



  

  
 
 
 
 
 
 
 
Stadt Halle (Saale)         15.11.2022 
 
 
 

A u s z u g  
aus der Niederschrift der öffentlichen/nicht öffentlichen Sitzung des 
Ausschusses für Planungsangelegenheiten vom 08.11.2022: 
 
zu 4.4 Änderung des Baubeschlusses Freiflächengestaltung 

Universitätsring 
Vorlage: VII/2022/04443 

__________________________________________________________________________ 
 
Abstimmungsergebnis:  mehrheitlich zugestimmt 
 
Beschlussempfehlung: 
 
Der Stadtrat beschließt die Änderung des Baubeschlusses vom 19.12.2018, Vorlagen-Nr.: 
VI/2018/03972 zur Umgestaltung der Freiflächen am Universitätsring mit einem erhöhten, 
neuen Kostenrahmen von 2.085.595 €. 
 
 
 
F.d.R. 
____________________________ 
Christin Blaßfeld 
Stellvertretende Protokollführerin 
 



  

  
 
 
 
 
 
 
 
Stadt Halle (Saale)         15.11.2022 
 
 
 

A u s z u g  
aus der Niederschrift der öffentlichen/nicht öffentlichen Sitzung des 
Ausschusses für Planungsangelegenheiten vom 08.11.2022: 
 
zu 4.4.1 Änderungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zur 

"Änderung des Baubeschlusses Freiflächengestaltung 
Universitätsring" (VII/2022/04443) 
Vorlage: VII/2022/04887 

__________________________________________________________________________ 
 
Abstimmungsergebnis:  mit Patt abgelehnt 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Beschlusstext wird geändert und erhält folgende Fassung: 
 
Der Stadtrat beschließt die Änderung des Baubeschlusses vom 19.12.2018, Vorlagen-
Nr.:VI/2018/03972 zur Umgestaltung der Freiflächen am Universitätsring mit einem erhöhten, 
neuen Kostenrahmen von 2.085.595 €. 
Der Baubeschluss VI/2018/03972 wird mit folgender Zielstellung überarbeitet: 

1. Die Maßnahme wird auf notwendige Reparaturen an Wegen und Grünanlagen 
beschränkt. 

2. Zusätzlich werden folgende Maßnahmen durchgeführt: 
a. Die in Vorbereitung der ursprünglich geplanten Baumaßnahmen 

gefällten Bäume werden vor Ort ersetzt. 
b. Die Baumscheiben entlang des Universitätsringes werden wirkungsvoll 

gegen das Überfahren und Beparken geschützt. 
c. Die Linden entlang des Universitätsringes, die inzwischen abgängig 

sind, werden durch Neupflanzungen ersetzt. 
 
 
 
F.d.R. 
____________________________ 
Christin Blaßfeld 
Stellvertretende Protokollführerin 
 
 
 
 
 



  

  
 
 
 
 
 
 
 
Stadt Halle (Saale)         15.11.2022 
 
 
 

A u s z u g  
aus der Niederschrift der öffentlichen/nicht öffentlichen Sitzung des 
Ausschusses für Planungsangelegenheiten vom 08.11.2022: 
 
zu 5.1 Antrag der Fraktion Freie Demokraten (FDP) zur Ermöglichung von 

Photovoltaikanlagen auf denkmalgeschützten Gebäuden 
Vorlage: VII/2022/04529 

__________________________________________________________________________ 
 
Abstimmungsergebnis:  vertagt 
 
Beschlussvorschlag: 
 
1. Die Stadtverwaltung wird aufgefordert, Informationen für private und kommerzielle 
Immobilienbesitzer in verständlicher Form bereitzustellen, in welchen Fällen der 
Denkmalschutz der Installation einer Photovoltaikanlage nicht entgegensteht. Dies ist 
spätestens innerhalb des ersten Quartals 2023 umzusetzen. 
 
2. Die Stadtverwaltung wird aufgefordert aufzuzeigen, welche konkreten kommunalen 
Regelungen die Installation von Photovoltaikanlagen behindern. Die Ergebnisse sind 
spätestens zwei Monate nach Beschlussfassung im Stadtrat vorzulegen. 
 
3. Die Stadt möge sich darüber hinaus bei der Landesregierung für eine Novellierung 
und Öffnung des Denkmalschutzgesetzes einsetzen, insbesondere um die Installation von 
Photovoltaikanlagen auf Dächern denkmalgeschützter Gebäude zu ermöglichen. 
 
 
 
F.d.R. 
____________________________ 
Christin Blaßfeld 
Stellvertretende Protokollführerin 
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